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Der Haupteinsatz der Gewerkschaften anfangs 1976 galt der Mitbestimmungsinitiative. „Die Initiative ist ein eindeutiges Bekenntnis zur Mitbestimmung, unterschrieben von mehr als 160'000 Schweizerinnen und Schweizer (damals brauchte es für eine Initiative nur 50'000 Unterschriften). Der Text lautet: Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen in Betrieb, Unternehmung und Verwaltung. Das ist einfach und klar. Auf dieser Verfassungsbasis lässt sich eine echte Mitbestimmung aufbauen. Echt heisst: Mitbestimmen in allen wichtigen Fragen des Wirtschaftslebens, am Arbeitsplatz wie in der Unternehmensführung. Die Initiative garantiert, dass alle Arbeitnehmer das Recht auf Mitbestimmung erhalten sollen, also auch die rund 300'000 Mitarbeiter in den Verwaltungen von Bund, Kantonen und Gemeinden. Ausdrücklich wird auch festgehalten, dass die Arbeitnehmer in den Betrieben Vertreter ihrer Verbände als Berater einsetzen können, um die Mitbestimmung sachgerecht und wirksam zu gestalten.“[footnoteRef:1] [1:  SGB-Flugblatt, März 1976] 
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Die Initiative war von den Gewerkschaften (Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB, Christlichnationaler Gewerkschaftsbund CNG und Schweizerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer SVEA) gemeinsam lanciert worden. Wahrscheinlich zum ersten Mal in ihrer Geschichte hatten diese drei Dachorganisationen zusammen etwas gemacht. Gegen diese Initiative hatte das Parlament einen Gegenvorschlag ausgearbeitet, der verhindern wollte, dass die GewerkschaftsfunktionärInnen zur Mitbestimmung in den Verwaltungsräten beigezogen werden konnten. „Die Ausübung der Mitbestimmungsrechte gemäss Absatz 1 steht ausschliesslich den im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern zu.“[footnoteRef:2] Der Gegenvorschlag war ein taktischer Zug, um die Mitbestimmung zu bodigen. Die Gegenkampagne lief denn auch unter der Parole „Nein zur betriebsfremden Gewerkschafts-Mitbestimmung“. „Der Gegenvorschlag der Bundesversammlung richtet sich nicht gegen die Gewerkschaften. Denn seit Jahrzehnten sind die Gewerkschaften Vertragspartner der Arbeitgeberorganisationen. Das soll auch weiterhin so bleiben. Nicht erwünscht ist jedoch die betriebsfremde Mitbestimmung durch Gewerkschafts-Funktionäre.“[footnoteRef:3] Wie so oft wird auch hier den Gewerkschaften wohlwollend auf die Schulter geklopft, ihnen jedoch möglichst wenige Rechte gegeben. [2:  SGB-Flugblatt, März 1976]  [3:  Broschüre Nein-Komitee Zug, März 1976] 
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Wir von der RML konnten uns nicht für die Mitbestimmungs-Initiative erwärmen. Wir beschlossen Nein zum Gegenvorschlag und Stimmfreigabe für die Mitbestimmungs-Initiative. „Es ist völlig richtig, mehr Demokratie und Macht im Betrieb zu haben, um der Willkür der Unternehmer den Riegel zu stossen. Die Einsicht in alle Bücher und damit verbunden, die Aufhebung des Bankgeheimnisses, was uns Arbeitern erlaubt alle Finanzbewegungen zu kontrollieren, bilden neben der Einsicht in alle anderen Unternehmerentscheide ohne jegliche Schweigepflicht der Arbeiterdelegierten, die Hauptpunkte. Mit diesen Mitteln wird es uns möglich sein, unsere Interessen und Forderungen besser abzusichern und durchzusetzen. (...) Darum müssen wir Arbeiter unser Veto einlegen können. Dies kann aber nicht mit einem Gesetz geschehen, sondern nur mit der Mobilisierung und der direkten Aktion aller verwirklicht werden, wie das die Kollegen der Bulova gezeigt haben. Wir können aber keine Verantwortung übernehmen für ein System dessen Hauptmotor die Konkurrenz- und die Profitwirtschaft ist, und das von einzelnen Unternehmern nicht mehr kontrolliert werden kann. Es ist illusorisch zu glauben, Auswirkungen wie wir sie heute erleben, d.h. Krise, seien ausschliesslich auf das Fehlverhalten einzelner Unternehmer zurückzuführen und könnten mit der Mitbestimmung der Arbeiter überwunden werden. Die Geschichte zeigt, dass der Kapitalismus ein Krisensystem ist. Gegen seine eigene Logik fanden die Verwalter des Systems bis jetzt keine Mittel, nicht weil sie zu dumm wären, was etwa als Argument für Arbeiter, die in den Verwaltungsrat wollen, aufgeführt wird (dumm = Kavaliersprache: unfähig), nein, ganz einfach darum, weil es kein Mittel gibt.“[footnoteRef:4] [4:  Bresche RML-Flugblatt, 11. März 1976] 
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An der Vorstandssitzung des Gewerkschaftskartells vom 8. Januar 1976 wurde die Kampagne besprochen. „Die Abstimmungskampagne wird mit dem CNG gemeinsam durchgeführt. Am 22.1.76 findet in Bern ein Referentenkurs über die Mitbestimmung statt. Kollege Müller Paul wird delegiert.“[footnoteRef:5] An der Vorstandssitzung vom 27. Februar 1976 werden weitere Details bekannt. „Wenk teilt mit, dass ein überparteiliches Aktionskomitee für die Mitbestimmung gegründet worden sei, wobei als Präsident Suter Jakob Walchwil und als Vizepräsident Wenk Hanspeter Baar, gewählt worden seien. Der Vorstand beschliesst, dass die Kollegen Wenk und Weiss über den dem Vorstand zur Verfügung stehenden Betrag von Fr. 1000.- für Aktionen der Mitbestimmungskampagne bestimmen können. Das Hauptgewicht der Kampagne soll auf Inserate und Flugblattaktionen gelegt werden.“[footnoteRef:6] [5:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 8. Januar 1976]  [6:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 27. Februar 1976] 
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Die Mitbestimmungs-Initiative wird am 21. März 1976 abgelehnt
Initiative und Gegenvorschlag wurden am 21. März 1976 in der Abstimmung deutlich abgelehnt: 472‘094 Ja (32.4%), 966‘140 Nein. Kanton Zug: 4‘444 Ja (25.1%), 13‘277 Nein) / Gegenvorschlag: 431‘690 Ja (29.6%), 974‘695 Nein. An der Vorstandssitzung vom 31. März 1976 wird eine erste Bilanz gezogen. „Zu der in der Volksabstimmung abgelehnten Mitbestimmungsinitiative stellt Wenk fest, dass es positiv zu werten sei, dass über dieses aktuelle Problem geredet werden musste. Im weiteren stellt er fest, dass eine sehr grosse Anzahl von Veranstaltungen durchgeführt wurde. Gauch ist der Meinung, dass die grosse Masse das Problem gar nicht verstanden hätte.“ In der Bresche im Betrieb Nr. 22 vom 8. Dezember 1976 gingen wir bei der Bilanz der Abstimmung über die 40 Stunden-Woche-Initiative hart mit der Mitbestimmung um. „Indem uns Arbeitern vorgegaukelt wird, dass unsere Probleme über Verhandlungen gelöst würden, hat eine ganze Arbeitergeneration verlernt, für ihre Forderungen in die Hosen zu steigen. Wie weit dies führt, sah man bei der Mitbestimmungs-Initiative der Gewerkschaften, wo wir nicht die Hälfte der Kollegen an die Urne brachten, dank dieser Politik.“[footnoteRef:7] [7:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 31. März 1976] 
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Das Gewerkschaftskartell versucht jedoch, die Sache weiterzuführen. An der Vorstandssitzung vom 22. April 1976 wurde festgehalten. „Nachdem sich Dr. A. C. Brunner anlässlich eines Podiumsgespräches über die Mitbestimmung grundsätzlich positiv zum ganzen Problem geäussert hat, wird sich der Präsident mit ihm in Verbindung setzen.“[footnoteRef:8] An der Vorstandssitzung vom 23. August 1976 wird die Aktion abgebrochen. „Dr. A. C. Brunner hat den Brief des Präsidenten zur Mitbestimmungsfrage beantwortet. Er teilte darin mit, dass diese Frage vorerst Sache der beteiligten Verbände sei, er sei aber bereit zu weiteren Diskussionen. Unter diesen Umständen findet der Vorstand eine weiter Diskussion zwecklos.“[footnoteRef:9] [8:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 22. April 1976]  [9:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 23. August 1976] 


Dokumente der Gegner-Kampagne in Zug:
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Als schaffender Mensch bist Du der Knecht,
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Fiir mehr Rechte der arbeitenden Menschen Ja
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ZUGER AKTIONSKOMITEE FUR DIE MITBESTIMMUNG
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Mit den Arbeitern gegen die Unter-
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R[tlL
Revolutionärc Marxistische Liga


ständig Erwerbendenfr auf 'tseinenrt Platz verweisen. Er
soll zw&r tu kleinen Fragen rrmitwirkent' dürfen, wenn das


die Arbeltsfreude, die Arbeltsprodukttvität und die Ge-


winne stelgert.'Aber dazu, was, wie und'unter welchen


Arbettebedingungen gearbeitot und produziert wird oder


ob ein B,etrieh geachlossen wlrd, dazu sol1 der Arbeiten-
de nicb'[s]zu nägen haben, obwohl sein Schicksal von die-


Der von den Kapitalvertretern im Parlamed ausgeheckte


Gegenvorschlag der Bundesve{sammlung ist das Produkt
dieser Arroganz der Unternehmer. Er soll die unbe-
s chr änkte Ko m mandogewalt der Kapitalisten ge setzl ich
gegen Mitbestimmungswünsche der B elegschaften ab si-
chern.


Dieser Unternehmer-Arroganz Eilt es geschlossen entge-
glnzutretel: Am 21. März: Geqenvorqchlag NEIN!


Würde das gewerkschaftliche Volksbegehren nur das


Recht auf Mitbestimmung als Grundsatz aufstellen, sich


zu informiereu,ohne die Gehelmnisse der Unternehmer
zu respekti.eren, über Arbeitsgeschwindigkeit zu bestim-
men usw. , so mtissten alle fortschrittlichen Arbeiter
ihm zustimmen. Indessen soll das Volksbegehren zu


einem Gesetz führen,und die gewerkschaJtllchen Spitzen


ha"ben sehr klar gemacht, woratf sie zielen. Das Ge-


setz soll den Werktätigen nicht elnfach mehr Rechte brin-
gen,wie das volle Informationsrecht und das Einsprache-
recht (Vetorecht) gegen Entscheide, die don Arbeitenden


schaden. Vorgesehen ist vielmehr die Mitverwaltung,
i.B. durchVerwaltungsräte, und damit die Uebernahme


der Mitverantwortung für die Fifürung und die kapitali:
stische Bentabilität der Untemehmen. Was das heute be-
a"ut"t, wo das kapitalistische System gesetzmässig zu


Lohnabbau, Entlassungen und Arbeitslosigkeit führt' hat


der Präsident des SGB, Ezio Canonica ln einemlnter-
view mit der rrTattr deutlich genq ausgesprochen. Auf
die Frage, ob die Mitbestimmrmg sich t'atd die Beschäf-


tigung in unserer Wirtschaftrr gü:rstig auswirken wtirde,
enriderte Canonica:


ItDiese Frage muss ich mit einom kategorischen Ja be-
antworten. In den meisten Fällen, wo die Arbeitnehmer
über die Verhältnisse i:rfomriert wurden, fand sich auch


die Bereitschaft, O$er zu bringen. In gewissen Fällen
hat sich die Belegschaft sogar zu einer finanziellen Un-
terstützung bereitgefunden, sei es durch momentanen
Verzicht auf bestimmte Leistungen oder sogar durch


rir?t,


ii i;r;
'11:',,1


Itfrit,'den Arbeitend gegen die Unter-


nehmer bestimmen!


Am 21.iMä.rz gelangl das Volksbegehren der drel gros-


s en G ewerkscbaf tsb ttnde (sc hweize risc he r G owerkschaf ts-
bund, C hrl stlichnatlonaler G ewe rks chaf tsbund und Schwe i-
zerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer) tiber die


Mitbestimmung zur Abstimmung. Es fordert die Mitbe-


stimmung. der Arbeiter und Angestellten und ihrer Organi-


sationen in Setrieb, Untörnehmen und Verwaltung' Damit


stellt es ttie alleinige Verfügung der Kapitaleigentümer
und ihrer nfana*ef über die arbeitenden Menschen und die


Maschinen tbeoretisch in Frage. Davon wollen die Untep


nehmer grundsätzlich nichts wissen. sie wollen weiterhin


alle wicbtigen Entscheldo alleip treffen und den 'runselb-







-,-',. T,;"rt',i1a-l'rlr'l!'9\.i--^i14t1r'!ieg!l"'ilüiiri'ltliif in


NIIT DEN UNTERNEHMERN GEGEN DIE ARBEITER
BESTIMMEN?


Was aber geschieht, wenn ein Unternehmen durch die
Opfer der Belegschaft konkurrenzfähiger wird? Dann kon-
kurrenaiert es erfolfreicher andere Bdtriebe, und deren
Belegschaften müssen dann O$er bringen oder werden
gar entlassen usw... bis es allen immer schlechter geht.
Es darf auch nicht vorkommen, dass Betriebskommissio-
nen, wie es häufig geschieht, aktiv bei der Auswahl von
zu entlassenden Kolleginnen und Kollegen " mitbestimmen' I


und damit Verantwortung für Entlasswrgen iibernehmen.
Was die Arbeiter brauchen, ist ein t/elglggttt gegen Un-
ternehmerentscheide, ohne Mitvorantwortung f ür kapita-
listische Mlsswirtschaft.


Im gleichen Interveiw erklärte Canonica noch, dass die


Unternehmer den Gewerkschaften jetzt mit der Mitbestim-
mung wenigstens formell Öntgegenkommen sollten, wenn


sie schon materiell keine Konzessionen machen könnten.


Der I'Kampf'r um die Mltbestimmung wird so zum Ablen-
kungsmanöver vom Kampf um die notwendigen materiel-
len Fordemngenl Diese Art '?Mltbestimmungrr können die
Arbeiter nicht mitmachen rmd müssen das auch zeigen.


Wir empfehlen daher, beim Volksbegehren für die Mitbe-
stimmung leer einzulegen. Ein Nein wäre falsch, da es


mit dem reaktionären Nein dsr Unternehmer zusammen


auf der 'rfalschen Seitet' und als Ablehnung jeder Art von


Mitbestimmung gewertet wtirde.


MITENTSCIIEIDEN DURCI{ DIE TATI


Ii:nderte von Arbeiterinnen, Arbeitern und Angestellten
haben in den letzten Wochen ihre Betriebe besetzt, um
Unte rne hme rentsche ide abzuwehren, die ihre Lebensrech-
te betra-fen. Sie haben nicht ar.rf btirgerliche Gesetze ge-
wartet, sondern ihr Recht in die eigene Hand genommen.


Und sie haben Erfolge erzielt; beider Möbelfa"brik Leu
Rücknahme des Lohnabbaus und Anerkennung der Be-
triebskommission, bei Bulova line längere Verschiebung
der Betriebsverlegung, bei Massa Maret Verschiebung
von Entlassungen.


Das ist der Weg, den die Arbeitenden gehen müssen: Mit
den Arbeitern gegen dio Unternehrger bestimmen und nic,...
mit den VerwaltunFsrdten der Unternehmungen gegen die


A-rbgaterl-


Q,u1Su 6uggt '
alä Bots ali


It'qhlen in Dosel z,t. März:
U/AEHLT RML !


'ä drrtu 9et4n/: Liste 40


-az2i@:- 
Ändr 6 Froidevoux


Was dle Arbeiter brauchen, ist das Vetorecht bei den
Unte rnehmerent sc he iden und zwar ohne Mitve rantwor-
frrng ftir die anarchistische Verwaltung des Kapitalis-
mus. Dieses Recht kann bereits gur!-hge€@Lwergeg,
ohne rlie Nachricht vom 'tguten Willen" der Unterneh-
mer abzuwarten, sondern dadureh, dasg man mit der
kollektiven Intervention der Arbeiter die Nase in die An-
gelegentreiten der Unternehmer steckt: Kontrolle über


.die Löhne und Arbeitsrhythmen, Ablehnung jeder Ent-
lassung, Enthüllung der wirklichen Pl?ine der Unterneh-
mer (wie bei Lip, wo die Arbeiter die Pläne aus der
Mappe des Generaldirektors geholt hattenl ) usw. Des-
halb lst es illusorisch zu sagen: "Die Mitbestimmung
ist bereits ein erster Schritfl', oder "die Mitbestim-
mung kann anders angewendet werden, als dies die Ge-
rtprkechaften vorschlagen'r. Denn dieser erste Schritt
muss gerade darin bestehen, die geringste t?Mitverant-


wortungtt der Arbeiter abzulehnen: Das Recht mitzure-
den. müssen wir als Ws.fJe gegen die Unternehmer be-
nützen.: . , Verantwortlich: F. Osterwalder Drtrck, reress zürtch


(
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Jehresabonnement für 22 Nummern
Erscheinl zweimal im Monat (Jull und Augusl monatlich)


in unverschlossenem Couverl Fr.24.-
in verschlossenem Couvert Fr.35,-
Auslandsabonnement Fr.40.-
Unterstützungsabonnement Fr. 50.-
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ü
!
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I tch beslelle ein Jahresabonnement
I lch möchte mit der RML Kontakt aufnehmen


Namo


Organ der Revolutlonären Sarrlttlrchen Llga
Schwelzer Sektlon dcr {. lnternatlonalo


Adresse
---> Rml- Broschüre MITR0STIMMuNq


Ort
37 EaLen rr.3.5o
*.bllrn1o* or-t '"\


\
AZ AOSI lllrlch
Adressänderüngen an Poettach 299, SOgl Z0rlch


Eln.end.n an: ßlll., Pertlech 2991 8O3t Z0rlch
Poltcheckkonto 80- 44 467
Beglnn der Aurllelerung der rbregchee nach Geldelngang
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Ein Mensch istmehral,s
g' rüher, da war€n viele Menschen ihr eigener Herr und Meister:
I als Bauer, als Handwerker, als Kaufmann. Die andern arbeite-
ten in kleinen Betrieben und hatten persönlichen Kontakt zu Mei-
ster und Besitzer.


g eute ist das anders. Viele Menschen sind am Arbeitsort nur-
f l mehr ein Rädchen im Betrieb, das man nach Bedürfnis laufen
lässt, stoppt, wieder ankurbelt - aber auch ersetzt oder gar ent-
lässt.


M uss das so sein? Sollte ein Mensch nicht gerade bei der
l'l Arbeit Erfüllung und Sicherheit finden? Sollte er als Mitarbei-
ter nicht über die tägliche Arbeit hinaus sich im Unternehmen
engagieren, aktiv mitmachen und mitbestimmen können?
Schliesslich sind wir keine Maschinen und haben ein Recht, unser
Leben zu gestalten - nicht nur in der Freizeit, auch bei der Arbeit.
Diese schlichte Erkenntnis ist zugleich ein wichtiges Bekenntnis:
Zur Mitbestimmung !


M itbestimmung sei der Unterganel, hört man immer wieder aus
l'I Kreisen der Wirtschaft. Wenn das stimmen würde, wäre
unser Land längst untergegangen. Denn hier im Staat kennt man
die Mitbestimmung seit eh und je. Nur hat sie da einen anderen
Namen: Demokratie.


1 n der Schweiz kann bekanntlich jeder mündige Bürger wäh-
I len, von wem er regiert sein will, wer ihn in den Räten vertre-
ten soll, wem er Arbeit in den Behörden anvertrauen möchte.
Jeder von uns kann selber die lnitiative ergreifen und Unterschrif-
ten sammeln, wenn er etwas ändern möchte. Er kann auch einmal
nein sagen, wenn ihm ein Projekt oder ein Gesetz nicht in den
Kram passt. Als Schweizerin, als Schweizer können wir mitbe-
stimmen...


ein Rädchen im Betrieb.
. .. Als tliebe Mitarbeiterin und lieber Mitarbeitert aber sieht
die Sache anders aus. lm Unternehmen hat die Meinung der
Arbeitnehmer wenig Gewicht, da diktieren die Geld- und Macht-
haber. Da drängen Kapitalinteresse_n menschliche und soziale
Überlegungen zurück. Da bestimmen einige wenige, oft weit weg
vom Betrieb, die Ziele des Unternehmens - und die Mehrheit hat
sich danach zu richten,


7 ugegeben: qWem es nicht passt, der kann ja gehen!> Das ist
L die Freiheit des Arbeitnehmers - solange die Wirtschaft im
Schwung ist und Aöeitskräfte rar sind. Bei der kleinsten Flaute ist
es auch mit dieser Freiheit vorbei. Dann heisst es einfach: Aufs
Maul hocken und arbeiten.


6 iesen unmündigen Zustand der Arbeitnehmer möchten wir,
JJ die Schweizer Gewerkschaften, ändern. Denn: Wenn Mitbe-
stimmung gut ist für die Schweiz, kann Mitbestimmung nicht
schlecht sein für die Schweizer Wirtschaft.







Der\{eg zur M itbesti mmu ng
Die Verf,assung I oi. Gesetzgebung -'


Der erste Schritt geht über die schweizerische Bundesverfas-
sung. Dort sind die Grundsätze unseres Zusammenlebens im Staat
verbrieft. Die Verfassung verpflichtet uns zu gewissen Diensten
und räumt uns Rechte ein. Zum Beispiel das Stimm- und Wahl-
recht, die Freiheit der Presse, der Vereinstätigkeit, des Glaubens.


Von einem Recht aber, dem Mitbestimmungsrecht des
Arbeitnehmers, steht nichts in unserer Verfassung. Es ist an der
Zeit, dies zu ändern.


Die lnitiative
Die lnitiative zu diesem ersten Schritt haben die Schweizer


Gewerkschaften SGB*, CNG* und SVEA* gemeinsam ergriffen.
lm Jahre 1 gTl sammelten sie innert weniger Monate mehr als
160000 Unterschriften für einen Verfassungsartikel über die Mit-
bestimmung (Text siehe Seite 6), Bereits SOOOO hätten für eine
Volksabstimrnung gen ügt,


Der Mehrheit der zKRatsherren in Bern passte dieser Vor-
schlag indessen nicht.-Sie beschlossen, dem Stimmbürger einen
Gegenvorschlag zu unterbreiten, der vorn Recht auf Mitbestirn-
mung nicht viel übrig lässt. ffext Gegenvorschlag siehe Seite 7.)


* SGB - Schweizerischer Gewerkschaftsbund
* CNG - Christlichnationaler Gewerkschaftsbund
* SVEA - Schwgizerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer


Erst wenn der neue Artikel in der Volksabstimmung eine
Mehrheit der Stimmbürger und der Kantone erhalten hat und
demzufolge in die Verfassung aufgenommen worden ist, werden
die Gesetze ausgearbeitet die die Einführung des neuen Rechts
ermöglichen und seine Ausübung regeln.


Die Gesamtarbe itsve rträge
Bei der Verwirklichung der Mitbestimmung spielen die


Gesamtarbeitsverträge eine wesentliche Rolle. Auftauend auf den
gesetztichen Vorschriften, wird über diesen bewährten vertragli-
chen Weg die Mitbestimmung auf die verschiedenen BrancJren
und die einzelnen Betriebe abgestimmt.


Uber Verfassung, Gesetz und Gesamtarbeitsverträge soll die
Mitbestimmung zu einem Recht der Arbeitnehmer werden - und
keine vom Arbeitgeber gnädigst gewährte Gunst sein.


So weit aber sind wir noch lange nicht. Vorerst geht es um
den Grundsatz: Hat der Arbeitnehmer ein Recht auf Mitbestim-
mung, ia oder nein? Wir meinen ja.


il


il







P$EUDO
Mltbesti mnnung
mlt dem Gegenvorschl,ag


Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen über
eine angernessene, die Entscheidungsfähigkeit und
Wirtschaftlichkeit der Unternehmung wahrende Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer im betrieblichen Bereich"
Die Ausübung der Mitbestirnmungsrechte gemäss
Absatz 1 steht ausschliesslich den im Betrieb beschäf-
tigten Arbeitnehmern zu.


Das ist die Formel des Stillstandes. Eine solche <Mitbestim-
mung) bringt nichts Neues. Dieser Gegenvorschlag ist eine
Scheinlösung, im Grunde nichts anderes als ein taktisches Manö-
ver. Er soll das Lager der Mitbestimnner spalten und dem lnitiativ-
Vorschlag der Schweizer Gewerkschaften Stimmen abjagen.


<An gernessen D m itbesti m rnen, gemä ss Gegenvorsch la g,
heisst, eben nur mitreden bei Nebensächlichkeiten, wie bei der
Menuplanung in d.er Kantine. Von der Einflussnahme auf die
wesentlichen Entscheidungen, im Verwaltungsrat zum Beispie!,
blieben die Arbeitnehmer weiterhin äusgesperrt.


Der arueite Absatz dieses Textes aber bedeutet schlicht und
einfach: Den Arbeitnehmern bleibt es verboten, sich durch Ver-
trauensleute aus ihren Crganisationen vertreten zu lassen. Das ist
perfid: Die Betriebsangehönigen sollen isoliert bleiben und nicht
auf eine der stärksten Waffen, ihre Gewerkschaften und Verbände,
zurückgreifen dürfen.
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Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter

an die Urnen!

Die Mitbestimmungsinitiative der Schweizer Gewerkschaften braucht
auch Buer JA. Bitte den Gang zur Urne am 19./20./21. Mirz 1976
auf keinen Fall versdumen.
Bure Gewerkschaft z&hlt auf Buch!

Mit kollegialen Griissen

GEWERKSCHAFTSKARTELL DES KANTONS ZUCG
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Schärf€n
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Der Gegenyorschlag der Bundesversammlung
tritt für eine partnerschaftliche M itbestimmung
der Arbeitnehmer ifi betrieblichen Bereich ein.


Die Ausübung der Mitbestimmungsrechte steht aus-
schliesslich den im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern
zu. Das passt den Führern der Gewerkschaften gar
nicht. Sie möchten lieber Auseinandersetzung anstatt
Zusammenarbeit, Dreinreden anstatt Mitsprechen,
u nsere Wirtschafts- u nd G esellschaftso rd n u n g verändern
anstatt ausbauen.


Der Gegenyorschlag der Bundesversammlung
ist ausgewogen. Er ebnet dem Fortschritt und
dem Arbeitsfrieden den Weg in die Zukunft.


Die Bedeutung von Gesetz und Vertrag wird noch grösser.
Das Reöht auf Mitwirkung und Mitbestimmung wird
ausdrücklich gewährleistet. Die Partnerschaft von Arbeit-
geber und Arbeitnehmer wird bekräftigt. (Den .,unmün-
digen" Arbeiter, der sich nur mit Hilfe von aussen-
stehenden Funktionären behaupten kann, gibt es wirklich
nur noch in den Köpfen einiger Gewerkschafts-Strategen).


Der Gegenvorschlag der Bundesversammlung ist
auf das Gesamtwohl von Volk und Wirtschaft aus-
ge-richtet,


Er wendet sich gegen eine Verpolitisierung der Unter-
nehmungen und schafft die Vertrauensbasis für ein
erfolgreiches Zusammenwirken im Betrieb.


Der Gegenvorschlag der Bundesversammlung \


richtet sich nicht gegen die Gewerkschaften.
Denn seit Jahrzehnten sind die Gewerkschaften Vertrags-
partner der Arbeitgeberorganisationen. Das soll auch
weiterhin so bleiben. Nicht erwünscht ist jedoch die
betriebsfremde Mitbestimmung durch Gewerkschafts-
Funktionäre.


Betriebsfremde Gewerkschafts-M itbestimmu"r, l\lElll
Gegenvorschlag der Bundesversammlung: I 11


menschlich, schweizerisch, zweckmässig Üll







An diese Tatsachen sollten Sie denken, wenn Sie
lhren Stimmzettel ausfüllen:


- Der Nationalrat hat im Mär21974 die Gewerkschafts-lnitiative
mit 117 zu 46 Stimmen abgelehnt.


- lm Ständerat ging die Gewerkschafts-lnitiätive im Sommer
1974 mit 39 zu 3 Stimmen bachab.


- Die Mitwirkung der Arbeitnehmer kann in der Schweiz auf
eine sehr lange Tradition zurückblicken. Bei Sulzer in
Winterthur gab es schon 1872 eine Arbeiterkommission.
Gegenwärtig zählt man in unserem Lande rund 4'000
Betriebskom m issionen.


- Der Schweizerische Gewerkschaftsbund hat noch im Jahre
1907 Arbeiterkommissionen grundsätzlich abgelehnt (!), weil
er glaubte, dass sie seinen Einfluss bei den Arbeitnehmern
verringern würden. Schon damals stellte er Eigennutz vor das
Gemeinwohl seiner Mitglieder.


- Nach einer BIGA-Untersuchung von 1972 wirken neun von
zehn Arbeitnehmern in privatwirtschaftlichen Unter-
nehmungen am betrieblichen Geschehen mit, vorwiegend
auf der Stufe der Mitsprache.


- Die Mehrheit der Arbeitnehmer ist gegen eine Mitbestimmung
von Betriebsfremden (lies Gewerkschaftsfunktionären).


Mitsprache und Mitbestimmung der Arbeitnehmer sind
in vielen Bereichen des Berufslebens schon längst eine
Sel bstverständl ich keit, z,B.:


- Ergänzende Anstellungs- und Arbeitsbedingungen
zu G esamtarbeitsverträg e n


- U nfallverhütung u nd Betriebshygiene
- Berufliche Aus- und Weiterbildung
- Gestaltung des Arbeitsplatzes
- Gestaltung der Arbeitszeit
- Einführung neuer Lohnsysteme
- Vorschlagswesen
- Entlassung aus wirtschaftlichen Gründen
- Betriebsordnung
- Reglemente der Betriebskom m ission
- Krankenkasse
- Pensionskasse
- etc.


Betriebsfremde Gewerkschafte-M itbestimmu"r 
= I\lEl^l


Gegenvorschlag der Bundesversammlung: I Ä
menschlich, schweizerisch, zweckmässig rrll







Der Gang zur Urne ist am
20.f21.Mär21976
für jeden von uns wichtig.
Wer selbst mitbestimmen will, stimmt:


Betriebsfremde
Gewerkschafts-
Mitbestimmung:


Gegenvorschlag der Bundesversammlung:
menschlich, schweizerisch, zweckmässig JA


Zuger Aktionskomitee gegen die Mitbestimmungs-lnitiative und
für den Gegenvorschlag[


Frau Agathe Albisöet Unterägeri/ Dr.Othmar Andermatt, Ständerat, Baar/Jakob Baggenstos,
Baumeister, Kantonsrat, Cham/And16 Baumgartner; Prokurist, Hünenberg/Josef Beck, Hoch- und


Tiefbau, Oberägeri/ Robert Beringer, Unternehmer, Neuheim / Moritz Betschart, lnspektor, Risch /
Otto Bodmer, Posthalter, Einwohnerrat, Rotkreuz lDr. Ulrich Bollmann , Zug / Dr. Alois Etter,
Kantonsrat, Zugl Sergio Foglia, Einwohnerrat, Cham / Peter J. Frigo, Kantonsrat, Steinhausen /
Jürg Gfeller, dipl. El. lng. ETH, Hünenberg / Hans Gisler, Chauffeur, Neuheim / Dr. Jost Grob,


Direktor, Zug tAugust Grolimund, Schulpräsident, Cham / Willy Grolimund, Geschäftsführer,
Menzingen / Emil Hagenbuch, Stadtpräsident, Zug / Albert Hartmann, Bäckermeister, Unterägeri/
Alfred Heer, Einwohnerrat, Baar/Frau Greth Henggeler, Oberägeri/Frau Senta Hobi, Risch/
Armin Hofstetter, Gemeindeschreiber, Steinhausen lFrau Annemarie Horat, Unterägeri/Paul Hubler,


Prokurist, Cham / Leo Hürlimann, lic. iur., Walchwil/ Urs Hürlimann, lic. iur., Bauamtsekretär,
Baar/Andreas lten, Regierungsrat, Unterägeri/Leo lten, Korporationsrat, Unterägeri/Albin lten,


Einwohnerrat, Menzingen lLeonz Käppeli, Kantonsrat, Cham/Hans J. Knecht, Geschäftsführer,
Hünenberg / Hans Küng, Kaufmann, Unterägeri/ Josef Mühlefluh, dipl. lng. agr. ETH, Einwohner-
präsident, Neuheim/Dr. iur. Andrew Müller, Steinhausen/Josef Müller, Risch/Silvan Nussbaumer,


Regierungsrat, Oberägeri/ Leo Ohnsorg, Dachdecker, Steinhausen / Angelo Reggiori, Baumeister,


Kantonsrat, Cham lFrau Dolly Reichart-Hillebrand, Steinhausen / Oskar Rickenbacher, Bauführer,


Zug lXaver Röllin, Menzingen / Hans Sidler, Landwirt, Neuheim / Joe Scherer, Geschäftsiührer,
Steinhausen / Hans Schlumpf, Einwohnerrat, Neuheim / Rolf Schweiger, lic. iur., Rechtsanwalt,
Baar / Arthur Stöckli, Kaufmann, Baar / Ernst Strahm, Einwohnerrat, Walchwil / Dr. Georg Stucky,


Regierungsrat, Baar tFrau Ruth Trinler, Hünenberg / Dr. iur. Stephan Ulrich, Rechtsanwalt, Zug I
Heinz Weber, Organisator, Menzingen / Oswald Weber, Kaufmann, Zug / Anton Wickart, Präsident
Kantonaler Gewerbeverban d, Zug / Urs B. Wyss, lic. oec., Kantonsrat, Zug.


$ xeu-zexNoen zue K 76






image17.emf
19760301  Mitbestimmung Zuger Gegner 2.pdf


19760301 Mitbestimmung Zuger Gegner 2.pdf


Daran sollten $ie
am 2O.l 21.Mär z 1976 denken'
wenn über die
Gewerkschafts-lnitiative abgestimmt wird'







D iese Tatsachen zur Gewerkschafts-l n itiative
müssen Sie kennen.


1. Die Forderung nach uneingeschränkter Mitbestimmung
stammt weder von einer politischen Partei noch von den
Arbeitern und Angestellten, sondern von drei schweizerischen
Gewerkschaftsorganisationen. Die Grundideen der lnitiative
sind aus dem Ausland importiert.


2. Die Mitbestimmungs-lnitiative ist ein Kind der Hochkonjunktur.
Sie wurde von den Gewerkschaften lanciert, um dem
schwindenden Einfluss und dem Rückgang der Mitglieder-
zahlen zu begegnen.


3. DieGewerkschaftsfunktionärespielen sich gerne alsSprachrohr
aller Werktätigen auf, obwohl nur ein Drittel derArbeitnehmer
(Arbeiter und Angestellte) gewerkschaftlich organisiert ist.
Lehnt wohl darum die Mehrheit der Arbeitnehmer eine
Mitbestimmung von Betriebsfremden ab? (Anlässlich einer
Umfrage der Schweizerischen Gesellschaft für praktische
Sozialforschung im Jahre 1975 sprachen sich 80o/o der
Befragten gegen betriebsfremdd Mitbestimmung aus.)


4. Die gewerkschaftliche Mitbestimmungs-lnitiative verfolgt
eigennützige Absichten. Nicht die Arbeitnehmei sondern die
Vertreter der Gewerkschaften wollen in den Verwaltungsräten
und Geschäftsleitungen Einsitz und Einfluss nehmen. Das
Endziel ist klar: eine Systemveränderung unserer freien
Wirtschaftsordnung nach östlichem Vorbild.


5. Jedes Mittel ist den lnitianten recht, um Unfrieden zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu stiften. Man schürt
den Klassenkampf, spricht von Kapitalisten, Alleinherrschaft
der Unternehmer und geknechteten Arbeitern. Hand aufs
Herz: lst unser Schweizervolk, sind wir Werktätigen wirklich
so übel dran, wie man es uns einreden will?


6. Die Gewerkschaften verschweigen geflissentlich die vielen
partnerschaftlichen Lösungen der vergangenen Jahre,
die das Arbeitsklima und die Stellung der Arbeitnehmer in der
Schweiz ausgesprochen vorteilhaft beeinflusst haben, wie:
G esamtarbeitsverträge, Friedensabkom men, Vereinbarung
über die Förderung der Mitwirkung der Angestellten im
Betrieb.


Bet rie bsf re m d e Gewerksch aft s- M it best i m m 
" "n' f\l[ll\f


Gegenvorschlag der Bundesversammlung: r 11
menschlich, schweizerisch, zweckmässig rlA







Wir wollen und brauchen keine betriebsfremde
Mitbestimmung, weil wir selber zum Rechten
sehen könnenr


Das ist auch die Meinung der Bundesversammlung.
sie hat im Jahre 1974 die Gewerkschafts-lnitiative zur Ablehnung
empfohlen und einen Gegenvorschlag gutgeheissen.
Ver!leichen Siel


Abgelehnte
Gewerkschafts-l n itiative


Der Bund ist befugt, Vorschriften auf-
zustellen über die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer und ihrer Organisa.
tionen in Betrieb, Unternehmung und
Verwaltung.


Absicht:


Uneingeschränkte Mitbestimmung der
Arbeitnehmer und der Gewerkschafts-
Funktionäre in allen Bereichen und auf
allen Stufen bis zu den letzten Entschei-
dungen der Unternehmungsführung.


Gutgeheissener
Gegenvorschlag


Der Bund ist befugt, Vorschriften auf-
zustellen übe.f pine angemessene,
die Entscheidungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der U nternehm ung
wahrende Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer im betrieblichen Bereich.
Die Ausübung der Mitbestimmungs-
rechte steht ausschliesslich den im
Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern
zu.


Absicht:


Angemessene Mitwirkung der Arbeit-
nehmer im betrieblichen Bereich
(den sie kennen) unter Ausschluss von
Aussenstehenden


ln der schweizerischen Wirtschaft gibt es rund
4000Personal-undBetriebskommissionen.Sie
haben sich für die LöSung vieler Probleme der
Arbeitsgestaltung und des sozialen Fortschritts
engagiert und dürfen auf das Erreichte stolz sein.


Sollen sie nun zum Spielball von lnteressen
werden, die nur auf politischen Eigennutz aus-
gerichtet sind?


Betriebsf remde Gewerkschaft s-M itbestim m u 
" 
n' l\lElll


Gegenvorschlag der Bundesversammlung:
menschlich, schweizerisch, zweckmässig JA







Die Partnerschaft zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern hat allen Erfolg gebracht.


Alle sind in den vergangenen 25 Jahren vorwärts gekommen.
Unser Lebensstandärdlst einer der höchsten auf der Erde. Mit
dem, was wir aus der Arbeit findiger Köpfe und geschickter
Hände lösen, leben wir besser als unsere Eltern und Grosseltern.
Wir haben meh r Fretzeit, bessere Ausbildungs- und Fort-
bildungsmöglichkeiten, mehr soziale Sicherheit. Mit vernünf-
tigem Hausnalten konnten wir Ersparnisse bilden, vielleicht ein
ei-genes Haus oder eine Wohnung erwerben.


Allerdings: Gegen die weltweite Rezession der vergangenen
Monate konntö uns nichts schützen. Arbeitsmangel und
gedrückte Preise bereiten Sorgen. Viele Unternehmungen
ärbeiten mit Verlust; wichtig ist, dass möglichst vielen der
Arbeitsplatz erhalten bleibt.


Hätte die Mitbestimmung an dieser Situation etwas ändern
können? Nein, wie die <(mitbestimmte" Bundesrepublik
Deutschland beweist. Dort gibt es l,2Millionen Arbeitslose.
Als die Absatzlage schlecht wurde, entliessen die VW-Werke
25'000 Arbeiter: trotz Staats- und Gewerkschaftsvertretern
an höchster Stelle .ln Zürich wird die gewerkschaftlich
beherrschte Genossenschaft .rBaubetrieb" liquidiert; den letz-
ten 50 Mitarbeitern ist gekündigt worden. Hat da die Mit-
bestimmung auch nur einen einzigen Arbeitsplatz sichern
können?


Eigentlich müsste es jedem einleuchten, dass man miteinander
mehr erreicht als gegeneinander.


Betriebsfremde Gewerkschafts-M itbestimm""n' I\lEll\l
Gegenvorschlag der Bundesversammlung :


menschlich, schweizerisch, zweckmässig JA







Der Gegenvorschlag der Bundesversammlung
ist die richtige Lösung'


Er will in der Bundesverfassung eine schweizerische, demo-
kratische Form der Mitbestimmung verankern - eine Regelung,
die auf unserem Boden gewachsen und deshalb realisierbar
ist. Die stärkere Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betrieb soll auf
den verschiedensten Ebenen der Verantwortung funktionieren:


- am Arbeitsplatz
in Belegschaftskom m issionen
in Arbeitsteams
im Sozialbereich


Viele dieser Möglichkeiten zur Mitwirkung im Betrieb haben sich
auf Grund freiwittiger Abmachungen in einer grossen Zahl
von Firmen bewäf,rt. Durch gesetzliche Regelung sollen nun alle


Unternehmungen von einer bestimmten Grösse eine ange-
messene Mitbästimmung der Arbeitnehmer vorsehen.


Die meisten Arbeitnehmer wollen gar nicht im Sinne der
Gewerkschafts-lnitiative mitbestimmen. Sondern mitreden,
wenn es um ihre Belange geht. Sie erwarten, dass man ihre Mit-
ärbeit respektiert, dass män sie als Mensch achtet und ihren
Anliegen behör schenkt. Hier liegt aber auch die Chance für
alle tänigen Leute, im Berufsleben aufzusteigen un.d in Führungs-
aufgabe-n hineinzuwachsen. Denn mitbestimmen bedeutet
frhr;n, die Zusammenhänge sehen und beurteilen, entscheiden.
Und das muss gelernt sein.


Der Gegenvorschlag stellt eine sachbezogene, ggordnete
Willensl und Entschäidbildung im Betrieb sicher. Er stösst poli-


tisch gefärbten Experimenten einen Riegel und verschaffi
deneä ein direkted Recht auf Mitwirkung, die es dank ihrer
Arbeit, ihrer Kenntnisse und ihrer Bindung zum Betrieb ver-
dienen: den Mitarbeitern in den Unternehmungen.


Gegenvorschlag der Bundesversammlung:
menschlich, schweizerisch, zweckmässig


Betriebsfremde Gewerkschafts-M itbestimmu"t, l\lEfll
JA







Der Gang zur Urne ist am
20.f21.Mär21976
fürieden von uns wichtig'
Wer selbst mitbestimmen will' stimmt:


Betriebsfremde
Gewerkschafts-
Mitbestimmung:


Gegenvorschlag der Bundesversammlung:
menschlich, schweizerisch, zweckmässig JA


Zuger Aktionskomitee gegen die Mitbestimmungs-lnitiative und


für den Gegenvorschlag.


Frau Agathe Albisser, Unterägeri / Dr. Othmar Andermatt, Ständerat, Baar / Jakob Baggenstos,


Baumeister, Kantonsrat, Cham / Andrö Baumgartner, Prokurist, Hünenberg / Josef Beck, Hoch- und


Tiefbau, oberägeri/ Robert Beringer, Unternehmer, Neuheim / Moritz Betschart, lnspektor, Risch /


Otto Bodmer, posthalter, Einwohnerrat, Rotk reuz lDr. Ulrich Bollmann , Zug / Dr. Alois Etter'


Kantonsr at, zugl Sergio Foglia, Einwohnerrat, Cham / Peter J. Frigo, Kantonsrat, Steinhausen /


Jürg Gfeller, Oiö1. ft. lng. ETH, Hünenberg / Hans Gisler, Chauffeur, Neuheim / Dr' Jost Grob,


Direktor, Zug tAugust Grolimund, Schulpräsident, Cham / Willy Grolimund, Geschäftsführer'


* Menzingen / Emil Hagenbuch, Stadtpräsident, Zug tAlbert Hartmann, Bäckermeister, Unterägeri/


Alfred Heer, Einwohnerrat, Baar/Frau Greth Henggeler, Oberägeri/Frau Senta Hobi, Rischl


Armin Hofstetter, Gemeindeschreiber, Steinhausen / Frau Annemarie Horat, Unterägeri/ Paul Hubler'


prokurist, Cham / Leo Hürlimann, lic. iur., Walchwil/ Urq Hürlimann, lic. iur', Bauamtsekretär,


Baar/Andreas lten, Regierungsrat, Unterägeri/Leo tten, Korporationsrat, Unterägeri/Albin lten'


Einwohnerrat, Menzingen lLeonz Käppeli, Kantonsrat, Cham / Hans J. Knecht, Geschäftsführer'


Hünenberg/Hans Küng, Kaufmann, Unterägeri/Josef Mühlefluh, dipl. lng. agr. ETH, Einwohner-


präsident, Neuheim / Dr. iur. Andrew Müller, Steinhausen / Josef Müller, Risch / Silvan Nussbaumer,


Regierungsrat, oberägeri/ Leo ohnsorg, Dachdeckel Steinhausen / Angelo Reggiori, Baumeister,


Kantonsrat, Cham lFrau Dolly Reichart-Hillebrand, Steinhausen / Oskar Rickenbacher, Bauführel


Zug tXaver Röllin, Menzingen / Hans Sidler, Landwirt, Neuheim / Joe Scherer, Geschäftsführer,


Steinhausen / Hans Schlumpf, Einwohnerrat, Neuheim / Rolf Schweiger, lic. iur., Rechtsanwalt,


Baar / Arthur Stöckli, Kaufmann, Baar / Ernst Strahm, Einwohnerrat, Walchwil/ Dr. Georg Stucky'


Regierungsrat, Baar/Frau Ruth Trinlel HünenbergtDr. iur. Stephan Ulrich, Rechtsanwalt, Zugl


Heinz Weber, organisator, Menzingen / oswald Weber, Kaufman n, Zugl Anton Wickart, Präsident


Kantonaler Gewerbeverban d, Zugl Urs B. Wyss, lic. oec., Kantonsrat, Zug'
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Initiative /Gegen (vor ) schlag-Su j ets
nformationsinserat L70 /264 mm


Die Initiative ist ein eindeutiges Bekenntnis
zrrr Mitb e stimmung, unterschrieb en von
mehr als 160 000 Schweizerinnen und
Schw eizern. Der Text lautet: Der Bun,C ist
b efug!, Vors clrriften aufz ust
die Milbestimmung d-er Arbeitnehmer und
ihrer Organisationen in Betrieb, Unter-
nehmung und Verwaltung.,


Das ist einfach und klar. Auf dieser
Verfassungsbasis lässt sich eine echte
Mitbestimmungf aufbauen. Echt heisst: Mit-
bestimmen in allen wichtigen Fragen des
Wirtschaftslebens, am Arbeitsplatz wie in
d er Unternehm ens-Fühmng.


Die Initiative garantiert, .ass alle Arbeit-
nehmer das Recht auf Mitbestimmung
erhalten sollen, also auch die rund
300 000 Mitarbeiter in den Verwaltungen
von Bund, Kantbnen und Gemeinden.


Ausdrücklich wird auch festgehalten,
dass die Arbeitnehmer in den Betrieben
Verfteter ihrer Verbände als Berater
einsetzen könn€rl, um die Mitbestimmung
sachgerecht und wirksam zu gestalten.


ffilthfi$tlmmung$
lnltlatlue


lüG$tlmmGn!


Y{^u* /1+6


GeileH-


Der Gegenvorschlag des Parlaments ist
ruchts ais ein Gegenschlagf. Ein taktisches
Manöver Cer Wirtschaits-Dirigenten:
Sie wollen damit das Lager cier Mit-
bestimmer spalten, wöhl wissend, dass
jeCes Ja für den Gegenvorschlag ein Nein
ftir ciie Irutiative ist.


Doch lesen Sie selbst:
<Der Bund ist befugrt, Vorschriften aufzu-
siellen über eine angemessene,
die E ntscheidunggfeblgkeft und Wirtschaft-
lichkeit d er Unternehnlgnglmahrende
Mitbestimmung derAr:beitnehmer im
betrieblichen Bereich. Die Ausübung def
Mitbestimmungsrechte gemäss A
steht ausschliesslich den im Belrieb
b eschäftigten Arb eitnehmern zu. >


D as ist Pseudo-Mitbestimmungr. Ange-
messen mitbestimmen heisst eben nur:
der Arbeitnehmer ssll bei den kleinen
Dingen etwas zu sagen haben, damit er bei
den grossen die Klappe hält.


Und noch eine weitere Falle ist eingebaut:
Den Ärbeiurehmern bleibt es verboten,
sich durch Ver['auensleute aus ihren
Organisationen verfteten zu lassell. Das ist
peCid: Die Beüiebsangehörigen sollen
iso[efi bleiben und hicht auf eine der
staiiksten Waffeo, die Gewerkschaften und
Verb änd e, zurückgrreifen di.irfen


Da kann man nur sageri: Schweizer,
hüte Dich am Gegenvorschlag!


#ffi






